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Arbeitsschutz an Schulen während der 
SARS-CoV-2-Pandemie
Potenziale und Nutzen einer konsequenten Umsetzung arbeits- 
und infektionsschutzrechtlicher Vorgaben für Lehrkräfte

baua: Bericht kompakt

Die SARS-CoV-2-Pandemie hat vorhandene gesundheitsrelevante Herausforderungen an Schulen 
verstärkt und neue hervorgebracht. Unter pandemischen Bedingungen sind gesundheitliche Risi-
ken gestiegen – und damit auch die Anforderungen an Maßnahmen, die den Arbeits- und Infektions-
schutz betreffen, wie Infektionsschutzbelehrungen, Gefährdungsbeurteilungen oder Unterweisun-
gen. Auf Grundlage der Ergebnisse einer bundesweiten Untersuchung von über 30.000 Lehrkräften 
wurden der Ist-Stand der Umsetzung arbeits- und infektionsschutzrechtlicher Vorgaben sowie ge-
sundheitsrelevante Zielgrößen an Schulen erhoben. Dabei wurden vorteilhafte Zusammenhänge 
sichtbar. 

Datenerhebung und Methode
Im Rahmen des Forschungsprojekts „SARS-CoV-2 Ar-
beits- und Infektionsschutzmaßnahmen an Schulen“ wur-
den im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und 
Arbeitsmedizin bundesweit Lehrkräfte durch das Institut 
für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin der Universitäts-
medizin Mainz online befragt (nach Datenbereinigung: 
N = 31.089). Die Gewinnung der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer erfolgte in Zusammenarbeit mit staatlichen 
und nichtstaatlichen Institutionen1, Verbänden und Projek-
ten. Der Befragungszeitraum lag zwischen dem 01.03. und 
dem 30.03.2021, also inmitten der sogenannten „dritten 
Welle“ der SARS-CoV-2-Pandemie in Deutschland. 77,5 % 
der Teilnehmenden gaben an, weiblichen Geschlechts zu 
sein, 22,0 % männlich und rund 0,4 % divers. Das durch-
schnittliche Alter der Teilnehmenden lag bei 45,8 Jahren. 
Insgesamt wurden über 300 Variablen zu unterschiedli-
chen Themenbereichen im Rahmen der Online-Befragung 
erhoben. In einem Fragebogenabschnitt wurde dabei die 
Umsetzung arbeits- und infektionsschutzrechtlich vor-
geschriebener Vorgaben an Schulen thematisiert. Erfragt 
wurde u. a. die Umsetzung von: 
1. Infektionsschutzbelehrung (IFB)
	 Frage: „Wie lange liegt Ihre letzte Teilnahme an einer 
Infektionsschutzbelehrung zurück?“ 

2. Gefährdungsbeurteilung (GFB)
	 Frage: „Wurde an Ihrer Schule bereits eine Gefähr-
dungsbeurteilung durchgeführt?“ 
3. Unterweisung (UW)
	 Frage: „Fanden aufgrund der COVID-19-Pandemie 
Unterweisungen zu den besonderen Gefährdungen statt?“

Für die nachfolgend berichteten Ergebnisse wurden Ant-
worten der Lehrkräfte zu diesen drei Fragen verdichtet 
und eine neue Variable „Umsetzung arbeits- und infekti-
onsschutzrechtlicher Vorgaben“ (Skala von keine bis drei) 
gebildet. Hierzu wurden die Antworten der drei Fragen zur 
Umsetzung arbeits- und infektionsschutzrechtlicher Vor-
gaben jeweils aufgeteilt in „erfüllt“ (= 1) und „nicht erfüllt“ 
(= 0) und im Anschluss zusammengezählt.

Hintergrund und Ergebnisse
Die Verteilung der Umsetzung der drei arbeits- und infekti-
onsschutzrechtlichen Vorgaben ist Abb. 1 zu entnehmen. 
Das seit 2001 gültige Infektionsschutzgesetz (IfSG), wel-
ches das Bundes-Seuchenschutzgesetz ablöste, sieht für 
Bedienstete von Gemeinschaftseinrichtungen (u. a. Schu-
len) vor, dass der Arbeitgeber diese bei Aufnahme der Tä-
tigkeit und mindestens im Abstand von zwei Jahren über 
gesundheitliche Anforderungen und Mitwirkungspflichten 

1	 Wir danken allen Teilnehmenden für ihr Interesse und ihre Bereitschaft, das Forschungsprojekt zu unterstützen. Unser besonderer Dank gilt der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) für ihre Kooperation bei der Rekrutierung.
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zu belehren hat. Seit Ausbruch der SARS-CoV-2-Pandemie 
ist die Wichtigkeit einer flächendeckenden Umsetzung 
dieser Maßnahme evident. Jedoch gab der Großteil der 
befragten Lehrkräfte (67,1 %) an, dass IFBen nicht durch-
geführt wurden.
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Abb. 1  Verteilung der Umsetzung arbeits- und infektionsschutz-
rechtlicher Vorgaben an Schulen während der „dritten Welle“.

Im Rahmen einer GFB findet eine strukturierte Erhebung, 
Dokumentation und Bewertung von Umgebungsbedin-
gungen statt, die eine mögliche Gefahr für die Gesund-
heit darstellen. Für Arbeitgeber ist die Durchführung von 
GFBen aufgrund des Arbeitsschutzgesetzes (§ 5) vorge-
schrieben. Allerdings gaben 76,2 % der befragten Lehrkräf-
te an, dass an deren Schulen bis zum Befragungszeitpunkt 
noch keine GFBen durchgeführt wurden. Möglich ist aller-
dings, dass GFBen durchgeführt wurden, ohne dass die 
Befragten davon Kenntnis genommen haben. Dies wäre 
allerdings keine gute Praxis einer GFB.

„Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheit 
und Gesundheitsschutz bei der Arbeit während ihrer Ar-
beitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen. 
Die Unterweisung umfasst Anweisungen und Erläuterun-
gen, die eigens auf den Arbeitsplatz oder den Aufgabenbe-
reich der Beschäftigten ausgerichtet sind“ (§ 12 ArbSchG). 
Eine zusätzliche Forderung des Arbeitsschutzgesetzes 
besteht darin, UWen an die Gefährdungsentwicklung an-
zupassen und zu wiederholen. Der Ausbruch einer Pan-
demie kann als eine solche Entwicklung verstanden wer-
den. Hinsichtlich der Umsetzung von UWen aufgrund der  
SARS CoV-2-Pandemie gaben 55,8 % der befragten Lehr-
kräfte an, keine solche erhalten zu haben. In der Praxis ist 
es natürlich möglich, die Unterweisungen nach IfSG und 
ArbSchG miteinander zu verbinden. Den Teilnehmenden 
sollten die jeweiligen Grundlagen einer Unterweisung je-
doch stets vermittelt werden.

Befunde zur Umsetzung arbeits- und infektionsschutz-
rechtlich vorgeschriebener Maßnahmen und relevan-
ter Zielgrößen
Die Ergebnisse der Studie zeigen, dass sich Lehrkräfte an 
Schulen mit einem höheren Grad der Umsetzung arbeits- 
und infektionsschutzrechtlicher Vorgaben, von denen mit 

weniger starker Umsetzung in arbeitsmedizinisch und 
-psychologisch relevanten Merkmalen unterschieden. Hin-
sichtlich der Arbeitszufriedenheit zeigte sich ein einheitli-
ches Muster: Lehrkräfte, die auf die Frage „Wie zufrieden 
sind Sie mit Ihrer beruflichen Situation insgesamt?“ (Skala 
von 1 bis 5) mit höheren Zufriedenheitswerten geantwor-
tet hatten, waren an Schulen mit höherem Umsetzungs-
grad tätig. Die Ergebnisse sind Abb. 2 zu entnehmen.
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Abb. 2  Mittelwerte und 95 % Konfidenzintervalle von Arbeitszu-
friedenheit über die Stufen der Umsetzung arbeits- und infekti-
onsschutzrechtlicher Vorgaben (höhere Werte = besser).

Ein ebenfalls erkennbares Muster konnte über die ver-
schiedenen Stufen des Umsetzungsgrades hinweg hin-
sichtlich der Angaben von Lehrkräften bezüglich Hin-
weisen auf generalisierte Angststörung und Depression 
festgestellt werden. Gemessen wurde hierzu mithilfe des 
Patient Health Questionnaire 4 (PHQ-4) auf einer Skala 
von 0 bis 3 (höher = schlechter). Beispielsweise wurde er-
fragt, wie stark sich Lehrkräfte in den letzten zwei Wochen 
durch Beschwerden von „Niedergeschlagenheit, Schwer-
mut oder Hoffnungslosigkeit“ beeinträchtigt gefühlt hat-
ten. Je geringer der Umsetzungsgrad an den Dienststellen/
Schulen war, desto höhere Werte für generalisierte Angst 
und Depression gaben Lehrkräfte an und umgekehrt. Die 
Ergebnisse sind Abb. 3 zu entnehmen.

2,06

1,78

1,91

1,98

keine 	 eine	 zwei	 drei
1,7

2,1

1,9

Umsetzung arbeits- & infektionsschutzrechtlicher Vorgaben

PH
Q

-4

Abb. 3  Mittelwerte und 95 % Konfidenzintervalle des PHQ-4 
über die Stufen der Umsetzung arbeits- und infektionsschutz-
rechtlicher Vorgaben (höhere Werte = schlechter).



3baua: Bericht kompakt Arbeitsschutz an Schulen während der SARS-CoV-2-Pandemie

Aufgrund der Vielzahl erhobener Variablen im Rahmen der 
Online-Befragung werden Ergebnisse für weitere arbeits-
medizinisch und -psychologisch besonders relevante in-
haltliche Themenbereiche beschrieben und anschließend 
tabellarisch dargestellt (Tab. 1). Erfragt wurde das von 
Lehrkräften bewertete arbeitsbezogene Sinnerleben (Ska-
la 1 bis 5, höher = besser) mit der Frage „Ist Ihre Arbeit 
sinnvoll?“. Ebenfalls erfragt wurden Beeinträchtigungen in 
den letzten vier Wochen durch die 15 häufigsten Symp-
tome, wegen denen Patienten einen Hausarzt aufsuchen, 
z. B. die Symptomstärke von Bauchschmerzen, Rücken-
schmerzen oder Kopfschmerzen (PHQ-15; Skala 0 bis 
3, höher = schlechter). Pandemiebezogen gestellt wurde 
die Frage „Wie stark ist Ihre Angst davor, sich mit dem 
SARS-CoV-2-Virus zu infizieren?“ (Skala 0 bis 100, höher 
= schlechter). Die genannten Variablen zeigen ein einheit-
liches Muster über die verschiedenen Stufen des Umset-
zungsgrades hinweg.

Tab. 1  Mittelwerte ausgewählter Variablen über den Umset-
zungsgrad arbeits- und infektionsschutzrechtlicher Vorgaben.

Umsetzung 
arbeitsr.  

Vorgaben
Sinnerleben PHQ-15

Angst vor 
SARS-CoV-2- 

Infektion

keine 4,02 2,42 53,61

eine 4,08 2,37 51,35

zwei 4,14 2,32 49,57

drei 4,24 2,23 46,34

Diskussion
Insgesamt zeichnet sich über die verschiedenen Stufen 
des Umsetzungsgrades hinsichtlich einer Vielzahl von 
Zielgrößen ein deutliches Muster ab: Die Ergebnisse zei-
gen auf, dass eine stärkere Umsetzung arbeits- und infek-
tionsschutzrechtlicher Vorgaben an Schulen sich bei den 
dort tätigen Lehrkräften positiv in arbeitspsychologischen 
und medizinischen Parametern widerspiegelt. Die in die-
ser Lehrkräftebefragung ermittelten 76,2 % der Nicht-
Durchführung einer GFB an Schulen zeigen den großen 
Handlungsbedarf für die Umsetzung dieser Vorschriften. 
Aus den Ergebnissen lässt sich für Schul(leitung)en klar 
die Empfehlung ableiten, arbeits- und infektionsschutz-
rechtliche Vorgaben zu beachten, um die physische und 
psychische Lehrergesundheit zu fördern. Den Ergebnissen 
unserer Untersuchung nach bietet die stärkere Umset-
zung von GFBen, IFBen und UWen an Schulen messbare 

Vorteile für die Lehrergesundheit und ist auch hinsichtlich 
der Erfüllung der Fürsorgepflicht einer Schulleitung erfor-
derlich.

Kurzüberblick:  
Insgesamt wurden an Schulen wenig arbeits- und infektions-
schutzrechtliche Vorgaben umgesetzt. An den Schulen mit 
stärkerer Umsetzung zeigten sich positive Zusammenhänge.

	 Bessere körperliche Gesundheit
	 Je stärker arbeitsschutzrechtliche Vorgaben an 

Schulen umgesetzt wurden, desto niedriger war die 
körperliche Symptombelastung (PHQ-15) der dort 
tätigen Lehrkräfte. 

	 Weniger psychische Symptome
	 Die niedrigsten Werte im Screening für generali-

sierte Angst und Depressionen (PHQ-4) sowie der 
Angst, sich mit SARS-CoV-2 zu infizieren, zeigten 
Lehrkräfte an Schulen mit der stärksten Umsetzung 
arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben.

	 Sinnerleben und Arbeitszufriedenheit höher
	 Arbeitsbezogene Zufriedenheit und Sinnerleben 

waren bei den Lehrkräften am höchsten, an deren 
Schulen arbeitsschutzrechtliche Vorgaben am 
stärksten umgesetzt wurden.

Einschränkungen und Ausblick
Alle Variablen zur Umsetzung arbeits- und infektions-
schutzrechtlicher Vorgaben wurden auf Grundlage der 
Selbstauskunft von Lehrkräften erhoben. Da die Verant-
wortung der Durchführung der untersuchten Vorgaben 
bei der Schulleitungen liegt, wäre eine Datenerhebung 
auf dieser Ebene eine sinnvolle und mögliche Erweiterung 
des hier beschriebenen Vorgehens. Es wäre interessant 
und wichtig zu wissen, ob beispielsweise besser finan-
zierte, besser geleitete oder insgesamt weniger belastete 
Schulen solche sind, an denen vermehrt arbeits- und in-
fektionsschutzrechtliche Vorgaben erfüllt werden, und ob 
sich die in vorliegender Untersuchung sichtbar geworde-
nen Unterschiede über solche Drittvariablen (teilweise) 
aufklären lassen. Andere Untersuchungsgestaltungen, 
wie beispielsweise eine zufällige Zuteilung von Schulen 
zu einer Gruppe, an denen eine Gefährdungsbeurteilung 
durchgeführt wird, verglichen mit einer Kontrollgruppe, an 
der eine solche Maßnahme nicht oder erst später durchge-
führt wird, stellen einen gangbaren Weg dar, um konkrete 
Beiträge einzelner Maßnahmen feiner aufgelöst ermitteln 
zu können.
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Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Arbeitsschutz-
maßnahmen an Schulen nicht nur deswegen sinnvoll sind, 
weil sie die Sicherheit der Bediensteten erhöhen, indem 
sie Gefahrenquellen reduzieren. Darüber hinaus zeigen 
sich eine Vielzahl wünschenswerter Zusammenhänge von 
Arbeitsschutzmaßnahmen – z. B. hinsichtlich besserer 
körperlicher und psychischer Gesundheit.
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